
Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten und soziale Beschäftigungsförderung beauftragt die 
Verwaltung die Auskömmlichkeit des Beratungsangebotes und der hierfür bereitgestellten Mittel, 
besonders im Hinblick auf die Pflichtaufgabe „Schuldnerberatung“ zu prüfen. 


